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Hans-Hermann Schild Wiesbaden, den 25.11.2014
Vorsitzender Richter am VG

An den

Vorsitzenden des Innenausschusses

des Deutschen Bundestages

Herrn Wolfgang Bosbach

Betr.: Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes
- Stärkung der Unabhängigkeit der Datenschutzaufsicht im Bund durch
Errichtung einer obersten Bundesbehörde - , BT-Drs. 18/2848
hier: Sitzung des Innenausschusses am 1. Dezember 2014

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,

zu dem o.g. Gesetzentwurf möchte ich Folgendes bemerken:

1. Allgemeine Überlegungen zur Erforderlichkeit der Stärkung der

Unabhängigkeit der Datenschutzaufsicht im Bund

Zunächst ist sehr zu begrüßen, dass nunmehr 31 Jahre nach dem Volkszählungsurteil und

19 Jahre nach dem Erlass der Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zum

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum

freien Datenverkehr vom 24. Oktober 1995 (95/46/EG) - zukünftig als EG-DS-RiLi

bezeichnet - nun doch noch die völlige Unabhängigkeit der Kontrollbehörde

(Aufsichtsbehörde) für den Bereich des Bundes geschaffen werden soll, wie sie auch der

am 1. Dezember 2009 in Kraft getretene Vertrag von Lissabon in Art. 8 Abs. 3 der

Grundrechte Charta1 fordert,. Auch wenn seit der Verurteilung der Bundesrepublik

1 Es wäre dann noch Art 47 Abs. 2 der Grundrechte Charta umzusetzen und insoweit die Gerichtsstrukturen
in Deutschland so zu gestalten, dass wir auch über unabhängige Gerichte und nicht nur über unabhängige
Richter verfügen.
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Deutschland durch den EuGH2 zu der Problematik der fehlenden Unabhängigkeit der

Aufsichtsbehörden nun auch schon wieder zweieinhalb Jahre vergangen sind.

Die vollständige Abnabelung der Bundesbeauftragten für den Datenschutz vom einem zu

kontrollierenden, dem Bundesministerium des Innern und seinen Ressorts ist also längts

überfallig.

Bereits 1983 hat das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung zur Volkszählung

hervorgehoben, dass gerade im Interesse eines vorgezogenen Rechtsschutzes durch

rechtzeitige Vorkehrungen, die Beteiligung unabhängiger Datenschutzbeauftragter von

erheblicher Bedeutung für einen effektiven Schutz des Rechts auf informationelle

Selbstbestimmung ist.3 Das Bundesverfassungsgericht hat damals schon festgestellt, dass

eine effektive Kontrolle durch die Datenschutzbeauftragten notwendig ist.4 Diese Funktion

wurde auch in dem Gutachten zur Modernisierung des Datenschutzrechts hervorgehoben.5

Die vollständige Unabhängigkeit der Bundesbeauftragten für den Datenschutz setzt aber

ein mehr voraus, als in dem vorliegenden Entwurf bisher vorgesehen. Insoweit bedarf es

weiterer Verbesserungen.

2. Personal-Ausstattung

Soll die oberste Bundesbehörde der Bundesbeauftragten für den Datenschutz6 eine

effektive Kontrolle gewährleisten, so wie das BVerfG es schon 1983 gefordert hat, wäre

seit längerem eine wesentlich bessere Sach- und erst recht Personalausstattung erforderlich

gewesen. Seit der Umsetzung dieser Entscheidung zu Beginn des Jahres 1990 sind der

Bundesbeauftragten erhebliche weitere Aufgaben und Zuständigkeiten durch diverse

Gesetze und Verordnungen – nicht zuletzt auch Europarechtlich – zugewachsen. Eine

kursorische Durchsicht bei Juris führt allein zu 42 Bundesgesetzen und

Bundesrechtsverordnungen, in denen der Bundesbeauftragten für den Datenschutz in

einem oder mehreren Paragraphen u.a. auch Beteiligungen unter Fristsetzungen

2 Urteil vom 9.03.2010, Az. C 518/07.
3 BVerfG, Urteil vom 15. Dezember 1983 – 1 BvR 209/83, 1 BvR 269/83, 1 BvR 362/83, 1 BvR 420/83, 1
BvR 440/83, 1 BvR 484/83 –, BVerfGE 65, 1-71, Rdnr 157 – nach Juris.
4 BVerfG, Urteil vom 15. Dezember 1983 – 1 BvR 209/83, 1 BvR 269/83, 1 BvR 362/83, 1 BvR 420/83, 1
BvR 440/83, 1 BvR 484/83 –, BVerfGE 65, 1-71, Rdnr 193 – nach Juris.
5 Vgl. Roßnagel, Pfitzmann, Gerska, Modernisierung des Datenschutzrechts – Gutachten im Auftrag des BMI
2001, Teil 3 9. Datenschutzkontrolle, S. 188 ff.
6 Zur besseren Lesebarkeit wird auf das Panoptikum der Benennung in männlicher und weiblicher Form
verzichtet und nur die weibliche Form genutzt – auch wenn es den Grundsätzen der femininen und



3

zugewiesen wurden. Dies finden wir z.B. im Bereich der Sozialgesetzbücher, so dass die

Beteiligung wegen der damit verbunden besonderen Arten personenbezogener Daten eine

hohe Brisanz aufweisen. Hinzu kommen die wachsenden Aufgaben im Bereich der

öffentlichen Sicherheit und Ordnung.

So hat das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung zur Gemeinsamen

Antiterrordatei der Polizeibehörden und Nachrichtendienste kritisch darauf hingewiesen,

dass bedingt durch den Zweck und die Funktionsweise der Datei das Antiterrordateigesetz

Transparenz hinsichtlich des Informationsaustauschs nur in begrenztem Umfang bietet und

damit den Betroffenen auch nur eingeschränkte Rechtsschutzmöglichkeiten gewährleistet;

die Kontrolle über seine Anwendung liege damit im Wesentlichen bei der Aufsicht durch

die Datenschutzbeauftragten. Dies sei mit der Verfassung vereinbar, wenn für die

effektive Ausgestaltung der Aufsicht verfassungsrechtliche Maßgaben beachtet werden.7

Eine entsprechende Personalaufstockung allein hierfür ist bis heute nicht erfolgt, so dass

bei einem Referat mit sechs Köpfen (bei teilweiser gleichzeitiger Doppelfunktion). In den

Bereichen von BKA, Bundespolizei, Schengen, Europol, Interpol, Nachrichtendienste,

SÜG, Strafrecht und vielem mehr, bleibt eine wirksame und effektive Aufsicht ebenso

Wunschdenken, wie eine vertiefte und in die richtigen Feinheiten gehende Beteiligung der

Bundesbeauftragten für den Datenschutz (z.B. bei Errichtungsanordnungen). Auch wird

von dem Referat der Bereich NSA-Ausschuss wahrgenommen.8

Im nicht-öffentlichen Bereich ist die Bundesbeauftragte für den Datenschutz gem. § 32

BDSG für über 3000 TK-Dienstleistungsunternehmen und über 1000 Job-Center

zuständig. Hier wurde in dem Urteil des EuGH9 hervorgehoben, dass Deutschland

möglicherweise ein Interesse daran haben, dass die Vorschriften über den Schutz

natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten in diesem Bereich

gerade nicht eingehalten werden. Dem ist durch eine entsprechende Personalaufstockung

deutlich entgegen zu treten.

Da der Zuwachs an Aufgaben um ein Vielfaches gestiegen ist, sind die im Gesetzentwurf

angedachten vier zusätzlichen Planstellen - allein schon in der Außenwirkung - weniger als

maskulinen Rechtssprache wiederspricht. Lesbarkeit sollte das oberste Gebot sein. Auch wird auf den Zusatz
der Informationsfreiheit verzichtet, da es vorliegend nicht um dieses Thema geht.
7 BVerfG, Urteil vom 24. April 2013 – 1 BvR 1215/07 –, BVerfGE 133, 277-377, Rdnr. 204 nach Juris.
8 Der Personalbestand ist zwar seit meiner Abordnung 1997 leicht angestiegen. Der Personalzuwachs
entspricht aber nicht dem Zuwachs an Aufgaben.
9 Urteil vom 9.03.2010, C-518/07, Rn. 35.



4

der berühmte Tropfen auf dem heißen Stein. 10 Aber auch, wenn man nur von den

Überlegungen des Gesetzentwurfes ausgeht, hätte man berücksichtigen müssen, dass eine

oberste Bundesbehörde über einen eigenen Personalrat (bei Außenstelle zwei Personalräte

und eine Stufenvertretung), eine Schwerbehindertenvertretung und vieles mehr verfügen

muss. Sollen die sogenannten Gremienvertreter einer Obersten Behörde kein Feigenblatt

sein, sondern ihre Aufgaben auch wahrnehmen können, so bindet allein dies Zeit und

damit Arbeitskraft. Auf die Frage notwendiger Freistellungen kommt es dabei nicht an.

Allein die Monatsgespräche, die zu führen wären, kosten nun einmal Zeit. Dies sollte dem

Bundesministerium des Innern auf Grund seiner Ressortzuständigkeit bekannt sein. Allein

insoweit bedarf es einer Personalaufstockung, die über die angedachte hinausgeht.

Die in der Stellungnahme der Bundesbeauftragten vom 15. Oktober 2014 gemachten

Zahlenangaben für den Bedarf an weiteren Planstellen dürften nach meiner Kenntnis eher

verhalten sein. Insoweit ist die Forderung zur Personalaufstockung der Bundesbeauftragten

in ihrem Positionspapier (B. Herstellung einer funktionsfähigen Datenschutzaufsicht im

Bund)11 voll zu unterstützen. Dabei ist auch Artikel 47 Nr. 5 des Entwurfes der EU-

Datenschutzgrundverordnung (Unabhängigkeit) schon heute zu beachten, der

vorschreibt, dass jeder Mitgliedstaat sicherzustellen hat, dass die Aufsichtsbehörde mit

angemessenen personellen, technischen und finanziellen Ressourcen, Räumlichkeiten

und mit der erforderlichen Infrastruktur ausgestattet wird, um ihre Aufgaben und

Befugnisse auch im Rahmen der Amtshilfe, Zusammenarbeit und Mitwirkung im

Europäischen Datenschutzausschuss effektiv wahrnehmen zu können.

3. Weiterer Stellenbedarf durch weitere notwendige Aufgabenzuweisung im
Bereich des Bußgeldrechts

Soweit die Bundesbeauftragte für den Datenschutz sich darauf beschränkt, dass der

vorliegende Gesetzentwurf zur Unabhängigkeit sich ausschließlich mit der „Architektur“

der künftigen obersten Bundesbehörde befasse und die Fragen zur Erweiterung der

Kompetenzen gesondert in einem weiteren zeitnahen Gesetzgebungsverfahren behandelt

werden sollen, kann dem nicht gefolgt werden.

Zur Unabhängigkeit gehört auch, dass die oberste Bundesbehörde gegenüber öffentlichen,

wie auch nicht-öffentlichen Stellen, über entsprechende Sanktionsmöglichkeiten verfügt.

10 Auf weitere Aufführungen und damit Wiederholungen zu dem von der Bundesbeauftragten für den
Datenschutz in ihrem Positionspapier vom 15. Oktober 2014 angemeldeten Bedarf wird insoweit verzichtet,
11 Ausschussdrucksache 18(4)178
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Es schadet der Unabhängigkeit, wenn die im BDSG vorgesehenen Bußgelder durch eine

andere Behörde (hier Regulierungsbehörde bei Post- und

Telekommunikationsunternehmen) festgesetzt werden und diese eine Festsetzung dann

möglicherweise unterlässt, weil sie die rechtliche Würdigung der Bundesbeauftragten für

den Datenschutz nicht teilt – wie schon vorgekommen.

Insoweit sieht der Entwurf der Datenschutzgrundverordnung vor, dass die

„Aufsichtsbehörde“ Verwaltungssanktionen, also u.a. Bußgelder, verhängen darf (Art. 53

Abs. 4 iVm Art. Artikel 79 Absätze 4, 5 und 6). Die Bundesbeauftragte für den

Datenschutz ist schon Bußgeldbehörde nach § 33 Nr. 2 Personalausweisgesetz (PAuswG),

wenn gegen § 32 Abs. 1 Nr. 6 bis 8 PAuswG verstoßen wird. 12 Insoweit wäre es mehr als

konsequent, wenn gerade im Kernbereich des BDSG (§ 32 BDSG) die Bußgeldverstöße

von der Bundesbeauftragten für den Datenschutz als fachlich kompetente Stelle geahndet

würden. Die Bußgeldvorschriften des BDSG stehen in einem akzessorischen Verhältnis zu

den Ge- und Verboten des Gesetzes. Daher besteht zwischen der Aufsicht über die

Einhaltung des Gesetzes und der Sanktion von Verstößen gegen dessen Bestimmungen ein

untrennbarer Zusammenhang. Die Aufsicht wäre in erheblicher Weise beeinträchtigt, fiele

die bußgeldrechtliche Verfolgungs- und Ahndungspraxis mit dem aufsichtlichen Vollzug

des gleichen Rechts auseinander. Insoweit wäre diese Aufgabe der Regulierungsbehörde

zu entziehen und das TKG sowie das Postgesetz anzupassen. Andernfalls wären die

Vorgaben von Artikel 28 Abs. 3 EG-DS-RiLi nur unzureichend umgesetzt.

Artikel 1 ist daher wie folgt zu ändern:

Dem § 43 ist folgender Absatz 4 anzufügen:

"(4) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über

Ordnungswidrigkeiten ist die nach § 38 zuständige Behörde. Sie nimmt abweichend von

den Bestimmungen des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten im Zwischen-, Haupt- und

Rechtsmittelverfahren die Rechte und Pflichten der Staatsanwaltschaft wahr. Erwägt die

Staatsanwaltschaft in den Fällen des § 40 oder § 42 des Gesetzes über

Ordnungswidrigkeiten das Verfahren wegen der Ordnungswidrigkeit einzustellen, so hat

sie die Zustimmung der sonst zuständigen Behörde einzuholen."

Allerdings ist auch die Stellung zur Staatsanwaltschaft nicht aus dem Auge zu verlieren.

Die Vorschriften des Verfahrensrechts, die es den Staatsanwaltschaften erlauben,

12 „Entgegen § 19 Abs. 1 Nr. 1 oder Nr. 2 erster Halbsatz, Abs. 2, 3 oder Abs. 4 Satz 1 PAuswG ein
Sperrmerkmal, ein Sperrkennwort oder Daten speichert, entgegen § 20 Abs. 2 PAuswG der Ausweis zum
automatisierten Abruf oder zur automatisierten Speicherung personenbezogener Daten verwendet, entgegen §
20 Abs. 3 Satz 1 PAuswG eine Seriennummer, ein Sperrmerkmal oder ein Sperrkennwort verwendet wird.“



6

ungeachtet der Auffassung der Datenschutzaufsicht als Ordnungswidrigkeitenbehörde über

die Einstellung des Verfahrens bei Gericht, das Absehen von Urteilsgründen oder eine

Rechtsbeschwerde gegen die Entscheidung des Bußgeldrichters allein zu entscheiden (vgl.

§§ 72, 75 Absatz 2, §§ 77b, 79 OWiG), sind mit den Vorgaben zur Unabhängigkeit der

Datenschutzaufsicht nicht in Einklang zu bringen. Die damit zusammenhängenden

Probleme sind bei den Aufsichtsbehörden der Länder seit langem bekannt. Insoweit ist für

alle Aufsichtsbehörden (Datenschutzbehörden der Länder) eine entsprechende Regelung

im OWiG bzw. der StPO aufzunehmen, die eine entsprechende Beteiligung der

Verwaltungsbehörde im Verfahren der Staatsanwaltschaft und im gerichtlichen Verfahren

sicherstellt. Dies gebietet schon die erforderliche Umsetzung der EuGH-Entscheidung

gegen Deutschland.

Bezüglich der Bundesbeauftragten für den Datenschutz wären das TKG bei den §§ 115

und 149 TKG und das Postgesetz bei §§ 42 und 50 Postgesetz anzupassen.

Die Bündelung der Zuständigkeit für die Bußgeldverfahren im Bereich des Datenschutzes

hätte allerdings auch zur Konsequenz, dass es auch hierfür einer entsprechenden

Personalausstattung und damit Stellenaufstockung bei der Bundesbeauftragten für den

Datenschutz bedarf: Allein dafür ein Referatsleiter mit mindestens 4 Referenten als

Volljuristen und einer entsprechender Zahl von Sachbearbeitern, zumal auch die

Vollstreckung später sehr arbeitsintensiv sein kann.

4. Verschwiegenheits- und Zeugenregelung

Obwohl dem Bundesrechnungshof durch seine Prüftätigkeit durchaus Umstände bekannt

werden können, die nicht bekannt werden sollten, findet sich im Gesetz über den

Bundesrechnungshof interessanterweise keine besondere Regelung über die

Verschwiegenheit.13 Für die Bundesbeauftragte für den Datenschutz soll es jedoch

Regelungen geben. Mit dem Ausscheiden aus dem Dienst verbleibt die Bundesbeauftragte

in einem besonderen Dienstverhältnis entsprechend den Regelungen der in Ruhestand

versetzten Beamten. Die völlige Unabhängigkeit der Datenschutzkontrolle gebietet es

daher, dass die oder der ehemalige oder amtierende Bundesbeauftragte weiterhin

„unabhängig“ bleibt. Mithin muss er frei von einer Genehmigung durch die

Bundesregierung oder der/des amtierenden Bundesbeauftragen für den Datenschutz nach

eigenem pflichtgemäßem Ermessen darüber entscheidet, ob sie oder er vor Gericht oder
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einem Parlamentarischen Untersuchungsausschuss aussagt. Dabei hat sie oder er die durch

die Verfassung gezogenen Grenzen zu beachten. Es ist jeweils eine Abwägung zwischen

der Schwere der möglichen Gefährdungen oder Beeinträchtigungen und dem öffentlichem

Interesse an der Aufklärung vorzunehmen.

In der Vorabfassung ist die Änderung zu § 23 Abs. 6 BDSG interessanterweise gestrichen.

Dies erweckt den Eindruck, dass Absatz 6 erhalten bleiben sollte. In der bisherigen

Fassung würde Absatz 6 aber keinen Sinn mehr machen, so dass Absatz 6 zu streichen

wäre. Eine Folge, die aus meiner Sicht unschädlich wäre. Dies sieht der Entwurf in der

gedruckten Fassung jedoch nicht vor.

Insoweit ist in Art. 1 Nr. 10 der Buchstabe g) zu belassen, aber anders formuliert als in

dem Gesetzentwurf.

Absatz 6 und damit Art. 1 Nr. 10 Buchstabe g) müssten aber wie folgt lauten:

„Die oder der Bundesbeauftragte darf als Zeugin oder Zeuge aussagen. Die oder der

Bundesbeauftragte sieht nach pflichtgemäßem Ermessen von einer Aussage im Einzelfall

ganz oder teilweise ab, sofern dies aus verfassungsrechtlichen Gründen geboten ist. Dies

kann insbesondere der Fall sein, wenn die Aussage zur Folge haben würde, dass

1. die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland gefährdet würde,

2. Grundrechte verletzt würden oder

3. der Kernbereich der Entscheidungsfindung der Bundes- oder einer Landesregierung,

insbesondere bei laufenden Regierungsgeschäften, beeinträchtigt würde.

Die oder der Bundesbeauftragte darf jedoch stets aussagen, wenn das durch eine Aussage

beförderte öffentliche Interesse an der Aufklärung von Rechtsverletzungen oder

vergleichbaren Missständen überwiegt.

Die Sätze 1 und 2 gelten auch für ehemalige Bundesbeauftragte.“

Mithin wären die Buchstaben aa) und bb) in Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe g) durch den

obigen Änderungsvorschlag zu ersetzen.

Auch ohne dass die oder der Bundesbeauftragte einer Aussagegenehmigungspflicht

unterworfen wird, besteht aufgrund allgemeiner strafrechtlicher Bestimmungen eine

hinreichende rechtliche Absicherung im Hinblick auf die verfassungsrechtlichen Grenzen

von gerichtlichen und außergerichtlichen Aussagen. Sofern die oder der Bundesbeauftragte

13 Dafür noch der Bezug auf das Dienstgericht des Bundes, welches es schon seit Jahren nicht mehr gibt.
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aus der Kontrolltätigkeit Anhaltspunkte dafür hat, dass Informationen den Kernbereich der

Entscheidungsfindung betreffen, wird zur weiteren Abklärung ohnehin eine Konsultation

der Bundesregierung, eines Fachministerium usw. erforderlich sein, um den Sachverhalt

genauer aufzuklären und eine Ermessensentscheidung überhaupt treffen zu können.

Eine solche Konsultation kann und muss dann auch durch die ehemalige

Bundesbeauftragte erfolgen.

In der Folge ist in Art. 1 Nr. 10 Buchstaben f) bb)

der Halbsatz „ ;wenn sie oder er nicht mehr im Amt ist, ist die Genehmigung der oder des

amtierenden Bundesbeauftragten erforderlich“ zu streichen.

Die Bundesbeauftragte ist nach ihrem Ausscheiden aus dem Amte für das, was in ihrer

Amtszeit passierte und an Erkenntnissen gewonnen wurde, weiterhin selbst verantwortlich.

5. Bestellung

Der Gesetzentwurf geht davon aus, dass die Bundesbeauftragte für den Datenschutz von

der Bundesregierung vorgeschlagen wird und der Deutsche Bundestag die Wahl ohne

Aussprache vollzieht. Es soll also bei der bisherigen Regelung des § 22 Abs. 1 BDSG

verbleiben. Dies entspricht nicht den Anforderungen des Europarechts. Die Stellung und

Tätigkeit der Bundesbeauftragten ist nicht ein repräsentatives und politisches Amt, sondern

ein Amt, welches ein hohes Maß an Sachkompetenz erfordert. Im Lichte von Art. 33 Abs.

2 GG14 bedarf es schon eines Anforderungsprofils, dass der Deutsche Bundestag – wenn er

schon auf eigene Rechte verzichtet15 – ggf. der Bundesregierung bei der Auswahl für den

von ihr zu unterbreitenden Vorschlag selbst festzulegen hat. Da es sich vorliegend um kein

politisches Amt handelt - auch wenn Fragen zum Grundrecht auf informationelle

Selbstbestimmung immer im hohen Maße politisch sind - hat nach den ganz allgemeinen

Grundsätzen des Beamtenrechts eine Ausschreibung mit einem qualifiziertem

Anforderungsprofil zu erfolgen, wie bei jedem anderen Behördenleiter (und gerade nicht

Minister) auch. Insoweit bedarf es eines dezidierten Anforderungsprofil, wie dies auch für

14 „Jeder Deutsche hat nach seiner Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung gleichen Zugang zu jedem
öffentlichen Amte.“
15 Zu einer Idee der Auswahl und Bestellung durch das Parlament siehe Gesetzentwurf der Fraktion der
PIRATEN (LT-Drs. 18/1472) zur Neuwahl der oder des Landesbeauftragten für Datenschutz in Schleswig-
Holstein.
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den europäischen Datenschutzbeauftragten in der Ausschreibung am 31. Juli 201316

festgelegt worden ist und 2014 wiederholt wurde.17

Dazu gehören insbesondere:

- Erfahrung im Bereich des Datenschutzes,

- praktische Erfahrung in der Durchführung und Einhaltung von Datenschutzvorschriften

und

- Gewährleistung der erforderlichen Unabhängigkeit.

Sollte das Parlament der Meinung sein, dass die Kriterien vor jeder Neubesetzung neu

festzulegen sind, müsste in § 22 BDSG ein Absatz 1a eingefügt werden:

„Die Kriterien und das Anforderungsprofil für die Auswahl der oder des

Bundesbeauftragen für den Datenschutz durch die Bundesregierung beschließ der

Deutsche Bundestag spätestens fünfzehn Wochen vor dem Ende der jeweiligen Amtszeit.“

6. Schlussbetrachtung

Die hier gemachten Ausführungen sind nur punktuell und schwerpunkthaft zu verstehen. In

Ergänzung füge ich meine Veröffentlichungen zu dem Thema bei. Einige der dort

gemachten Überlegungen sind in den Entwurf bereits eingegangen. 18

Mit freundlichen Grüßen

(Hans-Hermann Schild)

16 EUROPÄISCHER DATENSCHUTZBEAUFTRAGTER, Ausschreibung der Stelle des Europäischen
Datenschutzbeauftragten (m/w) und des stellvertretenden Datenschutzbeauftragten (m/w), COM/2013/10338,
ABl. C 219 A/1.
17 Europäischer Datenschutzbeauftragter, Ausschreibung der Stelle des stellvertretenden
Datenschutzbeauftragten (m/w), COM/2014/10353, ABl. C 163 A/1.
18 Die völlige Unabhängigkeit der Aufsichtsbehörden aus europarechtlicher Sicht – zugleich Überlegungen,
die bestehende Vertragsverletzung im Bereich der Kontrollbehörden nach Art. 28 EG-DS-RiLi der
Bundesrepublik Deutschland endlich zu beenden, DuD 2010, S. 549 ff., und Zur Bestellung der
Bundesbeauftragten/des Bundesbeauftragten für den Datenschutz: Vergleich und Plädoyer, DANA 2014,
S.16 f..
















